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ZWEI JAHRE CORONA

Corona: 
Eine Krone der 
Ungewissheit

In der Pandemie muss die 
Politik Gesundheit gegen 

Grundrechte abwägen. Das 
ist im Wesentlichen gelungen, 
aber kein Freibrief für jedwede 
Einschränkungen, meint unser 

Autor aus juristischer Sicht.

Ich schreibe diesen Beitrag Anfang 
Januar 2022. Axel Hacke hat in sei-
ner SZ-Magazin-Kolumne zu Silvester 
das Jahr 2021 als „Scheißjahr“ ver-
abschiedet und damit wohl fast allen 

Leser:innen aus dem Herzen gesprochen. 
Spiegel Online verbreitet derzeit „Drei 
Szenarien, wie sich Omikron ausbreiten 
könnte“, platziert aber schon im nächs-
ten Artikel die Schlagzeile: „Omikron 
könnte die Pandemie beenden“. In einem 
bemerkenswerten persönlichen Erfah-
rungsbericht kommt die Corona-Betrof-
fene Anne Dänner nach ihrer Quaran-
tänezeit zu dem Schluss: „Corona ist die 
Virus-gewordene Unberechenbarkeit.“1  
Ich würde gerne meine Seminarangebo-
te für das Frühjahr versenden. Oder geht 
das noch nicht? Ich würde gerne Urlaub 
planen, oder vielleicht lieber doch noch 
nicht? Für Samstag haben meine Töchter 
und ich ein Familientreffen mit acht (voll-
ständig geimpften) Personen vor. Ist das 
nach jetzigem Stand der Verordnung er-
laubt?2  Und ich denke: Diese Pandemie 
mit dem bedeutungsschwangeren Namen, 
der sich ableitet von griechisch κορωνός‎, 
das Gekrümmte, ist also wohl die „Krone“ 
der Ungewissheit. Meine Partnerin hat zu 
Weihnachten Christian Drosten als Räu-
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sungsgerichts ist zu begrüßen. Den 
Richtern blieb auch wohl keine andere 
Wahl als so zu entscheiden, wenn sie 
nicht die gesamte bisherige Corona-
politik der Regierung konterkarieren 
wollten. Aber Politik und Rechtspre-
chung und auch wir alle als mündige 
Bürger sind von jetzt an aufgerufen, 
sehr wachsam zu sein, wenn irgend-
wann irgendjemand dieses Urteil für 
Zwecke ohne äußerste Gefahrenlage 
missbrauchen möchte.

Eine neue Lage

Während ich dies schreibe, gehen die 
meisten Expert:innen (auch unser 
Räuchermännchen) nun davon aus, 
dass die Mutante Omikron, die zwar 
als „hochansteckend“ gilt, dennoch 
das Ende der Pandemie ankündigen 
könnte, weil sie weniger schwere 
Krankheitsverläufe verursacht als die 
bisherigen Varianten von Covid-19 und 
deswegen den Übergang der Pande-
mie in eine Endemie – ähnlich der In-
fluenza – bewirken könnte.

Entwarnung also? Ab dem Sommer 
2022 können wir wieder feiern, wo und 
wie wir wollen? Wieder volle Stadien 
und Aufführungen erleben? Wieder 
ohne Maske arbeiten, einkaufen, stu-
dieren und in die Schule gehen? Und 
dann ist alles wieder in Ordnung?

Nein, Ihr Corona-Leugner und 
(Ver-)querdenker, Ihr Impf- oder 
Maskenverweigerer, aber auch Ihr 
Christian-Drosten-Fans und Ihr Ver-
ordnungsfetischisten, und auch Ihr 
Verunsicherte (wie ich)  – nichts ist 
dann wieder in Ordnung! Wir sollten 
uns wenigstens eingestehen, dass Co-
rona für uns eine enorme Herausfor-
derung war und ist, die wir irgendwie 
pragmatisch bewältigt, aber nicht in 
ihrer Bedeutung verstanden haben. 
Es werden weitere Herausforderun-
gen kommen. Erinnern wir uns nur an 
Flutkatastrophen, Feuersbrünste oder 
Vulkanausbrüche im „Scheißjahr“ 2021. 
Und weitere Pandemien sind auch 
schon prognostiziert. Werden wir uns 
dann wieder Meinungen und Urteile 
um die Ohren schlagen, statt nach Ur-
sachen und nachhaltigen Lösungen zu 
suchen? Hoffentlich nicht! 

Ich bin allen Menschen dankbar, 
die mich nicht zu ihrer jeweiligen Mei-
nung zur Pandemie bekehren wollten. 
Ich bin den verantwortlichen Politi-
ker:innen dankbar, dass sie (zumeist) 
sinnvolle Maßnahmen zur Eindäm-
mung von Corona getroffen haben. Sie 
haben von den nach Michel Foucault 
drei möglichen Seuchenbekämpfun-
gen nicht die Lepraversion (Ausson-
dern und Sterben lassen) gewählt, 
auch nicht die Pestversion (Überwa-
chen und Bestrafen), sondern die für 
unsere Zeit einzig angemessene Po-
ckenversion (Impfen und Immunisie-
ren)13.  Ich bin den Forschern dankbar, 
dass sie uns mit Impfstoffen eine ge-
wisse Sicherheit verschafft haben. Ich 
bin den Gerichten dankbar, dass sie 
Grenzen für Grundrechtseingriffe ge-
setzt haben. Und ich bin natürlich und 
in erster Linie all den Menschen dank-
bar, die selbst praktisch für unsere Ge-
sundheit, unsere Versorgung und für 
die Ordnung während der Pandemie 
tätig waren und sind.

Derzeit sehe ich – trotz aller Unge-
wissheiten – mindestens zwei dringen-
de und nicht so leichte Aufgaben, die 
uns Corona aufgibt: Wir können lernen, 
die Natur als Partnerin zu sehen und 
respektvoll zu behandeln. Denn nur 
eine auf die Natur erweiterte Solida-
rität wird uns Menschen Frieden und 
Freiheit ermöglichen. Und wir können 
dafür sorgen, dass weder die Politik 
noch wir selbst durch unser eigenes 
Handeln Grundrechte außerhalb einer 
äußersten Gefahrenlage verletzen. 
Denn nur Verantwortlichkeit sichert 
uns Freiheit. ///

chermännchen geschenkt bekommen. 
Was will uns das sagen? Eine Ehre für 
ihn? Ein gutes oder ein schlechtes Zei-
chen für uns?

Ein Blick zurück

Ein Blick zurück in den Herbst 2021: Mit 
Beschluss vom 19. November 20213  wies 
das Bundesverfassungsgericht mehrere 
Verfassungsbeschwerden zurück, die 
sich gegen die sogenannte „Bundes-
notbremse“4  richteten. Da ging es um 
Ausgangs- und Kontaktbeschränkun-
gen, die dem Lebens- und Gesundheits-
schutz sowie der Aufrechterhaltung 
eines funktionsfähigen Gesundheits-
systems als „überragend wichtigen Ge-
meinwohlbelangen“ dienten; sie grif-
fen allerdings in erheblicher Weise in 
Grundrechte ein. Die Maßnahmen wa-
ren an eine Sieben-Tage-Inzidenz von 
100 gekoppelt5 : Überschritt in einem 
Landkreis oder einer Stadt an drei auf-
einander folgenden Tagen die Sieben-
Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 
100, so galten dort ab dem übernächsten 
Tag die im Gesetz vorgesehenen Maß-
nahmen. Sank in einem Landkreis oder 
einer Stadt die Sieben-Tage-Inzidenz 
unter den Wert von 100 Neuinfektionen 
pro 100.000 Einwohner an fünf aufein-
ander folgenden Werktagen, so trat die 

„Notbremse“ dort ab dem übernächsten 
Tag außer Kraft. Eine solche Automatik 
ist nicht unproblematisch: Niemand au-
ßer den Zahlen ist mehr verantwortlich 
für die Einschränkung von Freiheiten 
und Grundrechten: Kein Politiker, kein 
Wissenschaftler, und auch wir Bürger 
nicht. Wir werden von Inzidenzen re-
giert, nicht mehr von Menschen.6  

Das Bundesverfassungsgericht sah 
die Maßnahmen dennoch als „in der 
äußersten Gefahrenlage der Pandemie“ 
mit dem Grundgesetz vereinbar an. Die 

„Notbremse“ galt bis zum 30. Juni 2021.7  
Bei den Formulierungen in der Pres-

semitteilung zum Urteil8  fällt auf, dass 
die hohen Richter in Karlsruhe offen-
sichtlich vor dem gleichen Dilemma wie 
wir alle gegenüber der Corona-Pande-
mie standen und stehen: Niemand weiß 
wirklich, was diese Seuche der Mensch-
heit sagen will. Also gut: Vielleicht soll-
ten wir wirklich endlich aufhören, die 

Natur als Sache zu behandeln, mit der 
wir glauben, machen zu können, was 
wir wollen. Ist Corona eine Art „Ra-
cheakt“ der von uns gequälten Natur? 
Vielleicht. Aber ist die Natur wirklich 
rachsüchtig?9  Niemand kann sicher 
vorhersagen, wie die Pandemie bewäl-
tigt werden kann. Das Bundesverfas-
sungsgericht war sehr fleißig und hat 
viele wissenschaftliche Gutachten und 
Stellungnahmen berücksichtigt. Den-
noch kommt auch Karlsruhe nicht über 
die Stufe der Mutmaßung hinaus. Denn 
die Expert:innen widersprechen sich 
oder vermeiden konkrete Prognosen. 
Und je größer die Zahl der Expert:innen, 
desto größer die Verunsicherung von 
Politik und Bürger:innen. 

Abwägung von Grundrechtseingriffen

Die verfassungsrechtliche Überprü-
fung wurde auf die Vertretbarkeit der 
gesetzgeberischen Prognose10,11 für den 
Grundrechtseingriff beschränkt. In die-
ser Formulierung wird deutlich, welche 
Unsicherheit mitschwingt: Es gab – wie 
allgemein in der Pandemielage – tat-
sächliche Unsicherheiten für den Ge-
setzgeber, die ihn daran hinderten, sich 
ein hinreichend sicheres Bild zu machen. 
Und es ging um schwerwiegende Grund-
rechtseingriffe, bei denen tatsächliche 
Unsicherheiten grundsätzlich nicht ohne 
Weiteres zulasten der Grundrechtsträ-
ger gehen durften. Dennoch reichte dem 
Gericht die Vertretbarkeit der Progno-
se des Gesetzgebers hinsichtlich der 
Eignung der (schwerwiegenden) Maß-
nahmen. Allerdings wird die Verfas-
sungsmäßigkeit der „Bundesnotbremse“ 
nur für den konkreten Zeitpunkt der 
Gesetzesnovellierung beurteilt: Es ging 
um die tatsächliche Lage bei Verabschie-
dung des Gesetzes, um eine Abwägung 
des Gesetzgebers für den zu beurteilen-
den Zeitraum. Und das ist wichtig: Diese 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts ist nicht auf Grundrechtsein-
schränkungen in Zeiten außerhalb einer 
äußersten Gefahrenlage zu übertragen. 
Auch mit ihren dem Beschluss vorange-
stellten Leitsätzen betonen die Karlsru-
her Richter, welchen Ausnahmecharak-
ter die Entscheidung haben soll.12 

Der Beschluss des Bundesverfas-
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1   Sozialimpulse 4/21, Seite 35

2     Glück gehabt – ist es! Jedenfalls in NRW, 
wo ich wohne, darf man sich derzeit privat mit 
bis zu zehn immunisierten Personen treffen 
(CoronaSchutzVO Stand 28.12.2021).

3     1 BvR 781/21, 1 BvR 889/21, 1 BvR 860/21, 1 
BvR 854/21, 1 BvR 820/21, 1 BvR 805/21, 1 BvR 
798/21

 4    §§ 28a und 28b IfSG (alte Fassung bis 
24.11.2021). Diese Vorschriften waren am 
22.4.2021 in das Gesetz eingefügt worden.

5    § 28b IfSG alter Fassung bis 24.11.2021

6    Das geht zu weit! Zur Corona-Notbremse auf 
www.barkhoff-partner.de 

 7    § 28b Abs. 10 Satz 1 IfSG

 8    Bundesverfassungsgericht – Presse – Ver-
fassungsbeschwerden betreffend Ausgangs- 
und Kontaktbeschränkungen im Vierten 
Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
(„Bundesnotbremse“) erfolglos

9    WeltratTiere.pdf auf www.barkhoff-part-
ner.de 

10     Jeder gesetzgeberische Eingriff in Grund-
rechte muss legitim, geeignet, erforderlich und 
angemessen sein (Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit): Hier war im April 2021 die Geeignet-
heit der Maßnahmen durchaus wissenschaft-
lich umstritten. 

11     Die kursiv hervorgehobenen Passagen 
stammen sämtlich aus der Pressemitteilung 
des Gerichts, siehe Fußnote 5

12    Das wird auch aus der erstaunlichen Dis-
krepanz zwischen den Leitsätzen und dem 
tatsächlichen Inhalt des Beschlusses deutlich: 
Die Leitsätze betonen, wie wichtig die Grund-
rechte sind und wie schwerwiegend Eingriffe 
in diese Grundrechte sein müssen, damit sie 
gerechtfertigt und verhältnismäßig sein kön-
nen. Das gipfelt im letzten Leitsatz: Umfassende 
Ausgangsbeschränkungen kommen nur in 
einer äußersten Gefahrenlage in Betracht. 
Dem gegenüber sind die Entscheidungsgründe 
im Beschluss eine umfangreiche und auf viele 
Quellen gestützte Begründung des Gerichts, 
warum die „Bundesnotbremse“ trotz der 
gravierenden Grundrechtseingriffe in diesem 
besonderen Fall und zu diesem besonderen 
Zeitpunkt legitim, erforderlich und verhältnis-
mäßig war. Kaum jemals sonst gab es eine sol-
che Diskrepanz zwischen den Leitsätzen und 
dem Inhalt einer Entscheidung aus Karlsruhe. 

13     André Bleicher, Lepra, Pest, Pocken und 
Corona, Sozialimpulse 4/21, Seite 3
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